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B. Stellungnahme 

In Anbetracht der Kürze der für die Begutachtung zur Verfügung stehenden Zeit kann der 

vorliegende Gesetzentwurf lediglich einer kursorischen Überprüfung unterzogen werden. 

Der Regelungsgegenstand wirft mitunter Rechtsfragen verfassungs- und einfachgesetzlicher 

Art auf, die bisweilen - soweit ersichtlich - von der Rechtsprechung und der Lehre nicht 

thematisiert wurden. Dies mag nicht zuletzt damit zusammenhängen, dass bisher bundes

weit keine vergleichbare Regelungsmaterie existieren dürfte. 

Erschwerend kommt hinzu, dass das Gesetz für die Zeit vor und nach der Privatisierung des 

Nürburgrings Geltung beanspruchen soll. Die Rechtswirkungen des Gesetzes sind insofern 

vor dem Hintergrund zweier Sachverhalte zu beurteilen, die zwar nicht losgelöst voneinander 

stehen, jedoch eine differenzierte Betrachtung erforderlich machen. Hinzu kommt, dass die 

tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten nach der Veräußerung des Nürburgrings noch 

als ungewiss gelten müssen. Auch deshalb versteht sich die Begutachtung ausdrücklich nur 

als eine Einschätzung. 

In der nachfolgenden gutachtlichen Stellungnahme wird eingangs die Gesetzgebungskom

petenz des Landes für das Gesetz zur Erhaltung der Zweckbestimmung des Nürburgrings 

nach Art. 70 ff. Grundgesetz (GG) erörtert (1.). Hiermit ist die Frage eng verbunden, ob das 

Gesetz in Widerspruch zu Regelungen der Insolvenzordnung (lnsO) und des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) steht und daher mit bundesgesetzlichen Bestimmun

gen i.S.d. Art. 31 GG kollidiert (11.) . Sodann wird untersucht, inwieweit die vorgesehenen 

Regelungen weiteren materiellen Vorgaben der Verfassung entsprechen (III.). In dieser Hin

sicht dürfte vornehmlich zu klären sein, inwieweit das Gesetz in Einklang mit den Wirt

schaftsgrundrechten steht und dabei verfassungsrechtliche Grundsätze wie die Verhältnis

mäßigkeit und die Bestimmtheit von Rechtssätzen sowie das Verbot des Einzelfallgesetzes 

wahrt. Unter Bezugnahme auf das Schreiben des Vizepräsidenten der Europäischen Kommis

sion Joqufn Almunia wird sodann eine kurze Einschätzung gegeben, ob das gesetzlich fest

geschriebene öffentliche Zugangsrecht dem Beihilferegime der Europäischen Gemeinschaft 

gemäß den Art. 107 ff. des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

untersteht (IV.). Unter Berücksichtigung der gewonnenen Erkenntnis wird dem Gesetzent

wurf abschließend e in Vorschlag für eine Neufassung beigefügt. 
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serung der Fahrzeuge und damit zur allgemeinen Verkehrssicherheit im öffentlichen Stra

ßenverkehr beigetragen haben. Zugleich hat der Nürburgring eine wichtige Bedeutung für 

den Fremdenverkehr in der strukturschwachen Eifel. 

- Das Gesetz überlässt es dem Betreiber, wie er die Benutzung gewährt. Hinsichtlich des 

Abwicklungsverhältnisses wird seine unternehmerische Freiheit nicht beschränkt.60 

- Für die Angemessenheit der Regelung spricht schließlich auch, dass das Gesetz selbst kei

ne verbindliche Preisordnung enthält. Der Betreiber kann für die Benutzung der Rennstre

cke ein „angemessenes Entgelt" verlangen. Bei dem Begriff handelt es sich um einen un

bestimmten Rechtsbegriff, der vor dem Hintergrund des Wirtschaftsgrundrechts so zu ver

stehen sein dürfte, dass der Betreiber die Benutzung der Rennstrecke nicht zum „Selbst

kostenpreis" ermöglichen muss. Er bleibt berechtigt, bei der Preisfestlegung auch einen 

Gewinn einzuplanen. Die Entgeltforderung des Betreibers darf lediglich nicht derart hoch 

sein, dass der öffentliche Zugang zum Nürburgring „monetär" beschränkt würde. 

- Der Betreiber kann die Rennstrecke auch zu Zwecken nutzen, die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

nicht aufgeführt sind. Die gesetzliche Widmung entfaltet keine absolute Sperrwirkung, so 

dass z.B. Konzertveranstaltungen unterbleiben müssten. Durch sonstige Nutzungen darf 

der Widmungszweck lediglich nicht unterlaufen werden. 

- § 3 Abs. 2 Satz 3 sieht vor, dass die Verpflichtung des Betreibers, die Benutzung zu gewäh

ren, nicht besteht, wenn diese aus betriebsbedingten oder sonstigen Gründen unzumutbar 

ist. Die Bestimmung ermöglicht insoweit eine grundrechtsfreundliche Handhabung der Zu

gangsverpflichtung. 

Vor dem Hintergrund der vorgenannten Erwägungen dürfte sich § 3 Abs. 1 und Abs. 2 auch 

als angemessen erweisen. Die Regeln erweisen sich insgesamt als verhältnismäßig, soweit sie 

dergestalt interpretiert werden, dass sie ausschließlich das „Ob" der Benutzung reglemen

tieren. 

bb) Vereinbarkeit des Gesetzes mit dem allgemeinen Bestimmtheitsgebot 

Zu untersuchen ist schließlich, ob der Gesetzentwurf auch das im Rechtsstaatsprinzip wur

zelnde Bestimmtheitsgebot wahrt. Von dem Grundsatz geht die Forderung aus, dass das 
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Es bestehen ferner keine Anhaltspunkte dafür, dass der Gesetzentwurf im Widerspruch zu 

bundesgesetzlichen Regelungen wie der Insolvenzordnung und dem Gesetz gegen Wettbe

werbsbeschränkungen steht. Sofern der Nürburgring von einem privaten Betreiber erworben 

werden sollte und die Wirtschaftsgrundrechte des Grundgesetzes Geltung beanspruchen, 

dürfte es auch auszuschließen sein, dass das Landesgesetz dessen Eigentums- und Berufs

freiheit verletzt. Hinsichtlich letzterem Grundrecht dürfte der Gesichtspunkt entscheidend 

sein, dass das Landgesetz eine Berufsausübungsregel darstellt, die sich vor dem Hintergrund 

der Gemeinwohlfunktion des Nürburgrings als verhältnismäßig erweist. 

Der Gesetzentwurf dürfte vor dem Hintergrund der Beurteilungen durch Wettbewerbskom

missar Joqufn Almunia im Ergebnis auch nicht gegen das europäische Beihilferecht versto

ßen. Die im Gesetz vorgesehene Widmung der Rennstrecke steht insbesondere einem be

dingungsfreien Bietverfahren, wie es die Europäische Kommission fordert, nicht entgegen. 

VI. Mögliche Schlussfolgerungen für eine Änderung des Gesetzentwurfs 

Zur Beseitigung verfassungsrechtlicher Risiken wird empfohlen, die in § 3 Abs. 3 normierte 

Rechtswegzuweisung zu streichen. Die Frage des zulässigen Rechtswegs beurteilt sich, wie 

ausgeführt, ausschließlich nach Maßgabe bundesgesetzlicher Vorschriften (§ 40 VwGO, § 13 

GVG), die der Regelung durch den Landesgesetzgeber entzogen sind. 

Obgleich es keiner darüber hinausgehenden Änderung aus Gründen des Verfassungsrechts 

bedürfte, erscheinen weitere Modifikationen insbesondere mit Blick auf die Gesetzessyste

matik erwägenswert. Diese sind in dem als Anlage beigefügten Änderungsvorschlag zusam

mengestellt. Unter Berücksichtigung der Ausführungen von Wettbewerbskommissar Joqufn 

Almunia in seinem Schreiben vom 23. Mai 2013 ist darin zugrundegelegt, dass Testfahrten 

der Automobilindustrie und Automobilzuliefererindustrie ausgenommen werden. 

Wissenschaftlicher Dienst 



 

 

 
 
 

Gesetzentwurf Änderung 

 
§ 1 

Zweck 
 
Zweck des Gesetzes ist es, die Benutzung des Nür-
burgrings durch die Allgemeinheit dauerhaft zu ge-
währleisten, damit dieser weiterhin der Förderung des 
Kraftfahrzeugwesens und des Motorsports, insbeson-
dere des Breitenmotorsports, dienen 
kann mit dem Ziel, zur Verkehrsertüchtigung der Fah-
rerinnen und Fahrer, technischen Verbesserung der 
Fahrzeuge und damit zur Erhöhung der allgemeinen 
Verkehrssicherheit im öffentlichen Straßenverkehr 
beizutragen. Zugleich soll der Fremdenverkehr im 
Eifelraum gefördert werden. 

 
§ 1 

Zweck des Gesetzes 
 
Zweck des Gesetzes ist es, die bestimmungsgemäße 
Nutzung des Nürburgrings durch die Allgemeinheit 
dauerhaft zu sichern. Zur bestimmungsgemäßen Nut-
zung durch die Allgemeinheit gehören nach Maßgabe 
nachfolgender Bestimmungen das Befahren der 
Rennstrecke mit Kraftfahrzeugen und die Inanspruch-
nahme des Nürburgrings zu Zwecken des Sports, 
insbesondere des Motorsports, sowie zu kulturellen 
Zwecken. Hierdurch sollen Sport und Kultur gefördert, 
die Fahr- und Verkehrssicherheit im Straßenverkehr 
erhöht und die Attraktivität der Eifel als Erlebnisregion 
gewahrt werden. 
 

 
§ 2 

Anwendungsbereich 
 
Dieses Gesetz findet Anwendung auf die folgenden 
Infrastrukturen des Nürburgrings: 
1. Rennstrecke und 
2. die für eine bestimmungsgemäße Benutzung der 
Rennstrecke erforderlichen Einrichtungen. 

 
§ 2 

Widmung 
 
(1) Der Nürburgring wird den in § 1 genannten Zwe-
cken gewidmet. 
 
(2) Die Widmung erstreckt sich auf die Rennstrecke 
und die für ihre bestimmungsgemäße Nutzung erfor-
derlichen gegenwärtigen und zukünftigen Einrichtun-
gen.  

 

 
§ 3 

Zugangsanspruch 
 

(1) Wer eine in § 2 genannte Infrastruktur betreibt, ist 
verpflichtet, die diskriminierungsfreie Benutzung der 
Infrastruktur zum Zwecke 
1. des Sports, insbesondere des Breitenmotorsports, 
2. von Touristenfahrten und 
3. von Testfahrten der Automobilindustrie und -
zulieferindustrie 
gegen angemessenes Entgelt zu gewähren. 
 
(2) Der Umfang des nach Absatz 1 bestehenden Be-
nutzungsrechts ist durch die Betreiber der Infrastruktur 
nach § 2 unter angemessener Berücksichtigung des in 
§ 1 beschriebenen Gesetzeszwecks zu bestimmen. 
Hierzu haben die Betreiber eine Benutzungsordnung 
zu erstellen und dem für die Angelegenheiten der 
Infrastruktur zuständigen Ministerium als Rechtsauf-
sichtsbehörde 
über die Betreiber zur Genehmigung vorzulegen; 
§ 42 a Verwaltungsverfahrensgesetz gilt entspre-
chend. Das Benutzungsrecht kann eingeschränkt oder 
ausgeschlossen 
werden, wenn die Betreiber nachweisen, dass die 
Gewährung der Benutzung aus betriebsbedingten oder 
sonstigen Gründen unzumutbar ist. Soweit dem Be-
nutzungsrecht nicht entsprochen wird, ist dies gegen-
über der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
auf Verlangen schriftlich zu begründen. 
 

 
§ 3 

Nutzungsrecht 
 
(1) Der Eigentümer einer nach § 2 gewidmeten Sache 
ist verpflichtet, die diskriminierungsfreie Nutzung nach 
Maßgabe der Widmung zu ermöglichen. Ist die Sache 
einem Betreiber überlassen, gilt die Pflicht nach Satz 1 
auch diesem gegenüber. 
 
(2) Der Umfang des Nutzungsrechts wird durch den 
Eigentümer oder Betreiber in einer dem Widmungs-
zweck angemessen Rechnung tragenden Nutzungs-
ordnung konkretisiert. Die Nutzungsordnung ist dem 
für Angelegenheiten der Infrastruktur zuständigen 
Ministerium zur Genehmigung vorzulegen. Gleiches 
gilt für Änderungen der Nutzungsordnung. § 42 a  
Verwaltungsverfahrensgesetz gilt entsprechend.  
 
(3) Stehen der Nutzung überwiegende Interessen des 
Eigentümers oder des Betreibers entgegen, können 
diese die Nutzung im Einzelfall beschränken oder 
versagen. Auf Verlangen des Anspruchstellers ist die 
Entscheidung nach Satz 1 schriftlich zu begründen.  
 
(4) Für die Nutzung kann ein angemessenes Entgelt 
verlangt werden.  
 
(5) Gegen Entscheidungen des für Angelegenheiten 
der Infrastruktur zuständigen Ministeriums nach Ab-
satz 2 ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.  
 



 

 

(3) Gegen die Entscheidungen nach Absatz 2 ist der 
Verwaltungsrechtsweg 
gegeben; eines Vorverfahrens nach den Vorschriften 
des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung 
bedarf es nicht. 

 
§ 4 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

 
§ 4 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

 

 


